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DIE LAGE

Der Beschluß, den Maärz dieses Jahres die Bıldungsplanungskommıi1Ss-
S10N mıi1ıt enrne: ber die Einführung der integrierten Gesamtschule als
Regelschule gefaßt hat, ist alarmierend, auch Wenn dieser Beschluß och
nıcht endgültig un rechtsverbıindlich 1StT, sondern glei  sam den harakter
einer ersten Lesung des Bildungsgesamtplanes der Bundesregierung rag
Schro{f{f standen sich ın der Kontroverse ber die Einführung der (Gesamt-
schule die Bundesreglerung (11 Stimmen) und die SPD Kultusminister der
Länder (6 ımmen auf der einen Seite un dlie CDU/CSU reglerten Lan-
der (8 Stimmen) auf der anderen Selite egenüber Das Abstimmungs-
ergebniıs Stimmen für die Einführung der intergrilerten Gesamt-
schule be1l Gegenstimmen markiert are partel- un koalıitionspoli-
tische Fronten; 1er SPD/FDP, ort CDU/6SU Von der Reglerungsseıite
wurde die Vorlage ber die Einführung der Gesamtschule damıt begrün-
det, daß 1Nan mögli bald eine Entscheidung ber eine Jangfristige Bil-
dungsplanung tallen mUÜSsSse, Fehlinvestitionen ermeıden Die CDU/
GSU Kultusminister ıngegen machten geltend, sSe]1 unverantwortlich,
eine Entscheidung reifen, ehe keine gesicherten Ergebnisse ber die
laufenden Gesamtschulversuche vorlägen.

Il FESTST  UNGEN

Auch auft die Gefahr hın der parteipolitis  en Begünstigung der CDU/CSU
gezlehen werden, stelle ich fest, daß die Bundesregierung un die SPD
Kultusminister sich für ihren Schnell-Zeitplan AT Einführung der (ie-
samtschule weder auf den „Strukturplan Iur das Bildungswesen  C6 des
Deutschen Bildungsrates noch auf den VO  ) der Bundesregierung selber
herausgegebenen „Bildungsbericht C6 berufen können. Die SPD/FDP
wırd ihren beschleunigten Zeıtplan auch nicht ın dem VO  5 der Düssel-
dorfer Landesregierung herausgegebenen „Nordrhein-Westfalen-Pro-

1975“ entdecken können.

a) Der Strukstunp an EDLG das Bildungswesen
Im „Strukturplan“ (Stuttgart 1970, 152) Spricht die „Bildungskommis-
S10  C6 olgende Empfehlung aus FÜr die besondere orm der integrierten
differenzierten Gesamtschule hat die Bildungskommission eın Experimen-
talprogramm empfohlen, da noch wen1g darüber bekannt ıst, ob un!
unfier welchen Bedingungen der AaUuS der Integration Trwartietife Gewinn
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realisıert werden annn Die Beantwortung dieser Ifenen Frage 1s% Aufgabe
wissenschai{itlich kontrollierter Erprobung Das Sind weilse Worte; d1e
verantwortlichen Bildungspolitiker ollten S1e beherzigen Daß INa  ®} AaUS

dieser Empfehlung eiıne Befürwortung der (esamts  ule als Regelschule
herauslesen kann, dürite völlig klar seıiın

D) illdungberic HRN
Im „Bıldungsbericht C6 onn Yklärt die Bundesreglerung A1e
Gesamtschule ZWar eindeutig qls Zuielpunkt ihres Bildungsprogramms, aber
ebenso eindeutig ordert sS1e die wissenschaftliche Erprobung VON (ie-
samtschulversuchen. OTrilic el1. 1mM „Bildungsbericht 6)
„Die Bundesregierung 1St der Au{ffassung, daß sich cas beschriebene
bildungspolitische Reformkonzept IUr die Sekundarstufe pädagogisch, pPeI-
sonell un ökonomisch besten ın der integrierten Gesamtschule VeTr-
wirklichen 1äßt. 1ese eue uus Organisationsform so11 mit Hılfe
sorgfältig geplanter unı wıssenschaftlich kontrollierter Modellversuche
entwickelt un!: erprobt werden“.

C) Nordrhein-Westfalen-Programm 1975
Auıt der Linie des Berichtes der Bundesregierung Z Bildungspolitik liegt
auch das VO  5 der Düsseldorfer Landesregierung Kühn/Weyer herausge-
gebene „Nordrhein-Westfalen-Programm 1975“ Düsseldor{if Dieses
Programm knüpft INa  3 beachte die klug überlegte ortwahl!
die Errichtung VO.  m} Gesamtschulen „Erwartungen“ DO) VOoN eıner (e-
wißheit e1ines pädagogischen rfolges der Gesamtschulen ist eiıne ede
Folglich wird 1M „Nordrhein-Westfalen-Programm 1975“ vorsicht1ig ab-
wägend als „langfristiges Z 1(£ der Bildungsplanung angegeben 94)
„Erprobung un: Soweılt das rgebnis des Schulversuches 1eSs zu1läßt
allgemeine Einführung der Gesamtschule; Integration des esamten Schul-
wesens  c Bıs 1975 sollen zunächst NUur 30 Gesamtschulversuche durchge-

werden. Welch Bes  ränkung angesichts des völlig uUnNge-
w1ıssen usgangs dieser Versuche!

IL1I IDEOLOGIE ODER RFAHRUNG?
Ist TOLZ dieser amtlichen Versicherungen die Einführung der Gesamtschule
als Regelschule Jetzt, WenNnn auch nıcht juristisch, doch 1n der Absıcht
eine beschlossene Tatsache ın den Reihen der SED/ADP, unabhängig
davon, welche Ergebnisse die Gesamtschulversuche den Tag ördern
werden? Man muß den Eindruck gewıinnen, daß dies leider! der
Hall ist Was bleibt dem die Bildungspolitik beobachtenden Bürger anderes
übr1g, als glauben, daß die Einstellung verantwortlicher ildungs-
politiker In Bund un Ländern Z überstürzten Einführung der Gesamt-
schule VOTL em VO  - deren Parteizugehörigkeit Testgelegt ist? uss  ag-
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gebend {Ur die LOsSsung der anstehenden ra aber muüßten doch rgu-
men(te, präziser, muüßten doch UrCcC Erfahrungen gesicherte Argumente
Se1IN. Und W1e sind die bisher ema  en Erfahrungen? Man lese hierzu
den Bericht VO  5 Sabine Gerbaulet 1n der KAZ VO. LL Februar 1971 al
Gerbaulet berichtet ber eine Lehrerbefragung, die VO.  5 der „Gewerk-
scha {Ur Erziehung un! Wissenschaft“ den 1er integrilerten Berliner
(;esamtschulen 1M Sommer 1970 durchgeführt wurde. Die Autorın teıilt
zusammen{Tfassend folgendes rgebn1ıs miıt „Nach em verwundert
aum noch, daß aut die rage, ob das gegenwärtige Funktionileren der
Gesamtschulversuche sichergeste sel, eın einz1iger Lehrer mit einem
klaren Ja antwortet.“

Oder INa  ®) lese den Bericht a der WHAZ VO 24 Ta also nach dem e1IN-
erwähnten Mehrheitsbeschluß der Kultusminister. Unter der ber-

schrift LÜ integrierte (Gesamtschulen werden noch 1el mehr Lehrer
benötigt“ el. 1ın diesem Bericht, die GE  = sSe1 inzwischen der E1nN-
sicht gekommen, die ursprüngliche Gesamts  ulkonzeption der hessischen
Landesregierung MUSSEe sowohl Von personellen, Minanziellen un schul-
Oorganisatorischen Gesichtspunkten Nneu überdacht werden.

ıcht a  es, Was NEeu un: anders 1ST, ist schon darum besser, we1ll nNneu
un anders 1SE Auch moderne un: ochgepriesene Lehr- un! Lernmetho-
den MUusSsen ın ra geste werden, nıcht Nur überkommene Wege der
Wissensvermittlung. Da lobe ich MI1r den PD-Bundestagsabgeoraneten
S4r OM aı der Ol die Bundesregierung olgende A=
Irage tellte

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach ussagen VO  5 Wissen-
schalfitlern un Kinderärzten durch die (GGanzheitslernmethode bei Schul-
kindern rhebliche Lernschwierigkeıten für Rechtschreibung un
Fremdsprachen mıit anschließender großer Behinderung ZU. Besuch
weiterbildender Schulen entstanden sSind?

Wiırd sich die Bundesregierung zutrefifenden({falls darum bemühen, daß
die Kultusminister der Länder diese Ganzheitslernmethode abschaffen?

Die Antwort, die seltens der Bundesregierung der Parlamentarıiısche
Staatssekretär Dr VO  5 ohn a lı auf diese Frage gab, 5äßt ZU.

nıgsten hoffen, dalß das nNlıegen aut dem Tisch bleibt
omMMe zurück aut die Gesamtschulfrage.

Es ist ungeheuerlich, eine ulform, die noch nıcht hinreichend erprobt
ist, Z alleın ultıgen machen wollen Das ıst e1ın Glücksspiel, das ist
eın Pokerspiel. Auf Kirmesplätzen oder 1M Showbusiness mag INa  - be-
ruhigt un: heiter der Glücksspirale drehen; nNn1ıe un: nımmer aber darf
INa  5 das der Bildungspolitik tiun aIiur ist UNSeTEe Jugend schade
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THESEN
Wer melıne biısherıgen Feststellungen deuten mussen meınt, daß ich
e1ın erklärter Gegner der Gesamts  ule sel, dem sel versichert, ich bin

nıcht Ich bın en TUr Gesamtschulversuche, Ja ich begrüße S1e

Ich moöOchte me1ıne persönliche Stellungnahme den Gesamtschulversu-
chen wohlgemerkt icht ZUTC Gesamts  ule; ihr ist eine ellung-
nahme ZU  — eıt 1Ur mi1t großen Einschränkunge möglıch 1ın vier
Thesen zusammen({1assen. Diıiese Thesen wollen weder SPD-fein  ich SelNn,
noch S1INd S1Ee U-hörig; S sind die edanken eINes freien Staatsbürgers,
der sıch TUr die Bildung uNnseIrer Jugend verantwortlich weiß.

1le Jungen Menschen ın der gleichen chule, 31SO ın der Einheits- oder
Gesamtschule, das ist nicht schon die Erfüllung SsoOzlaler Gerechtigkeit, das
ann auch eın Unrecht einzelnen Schüler un selner individuellen
egabung Se1IN. Eın anderes ist 1eSs gleiche Bildungschancen f{Uür 1lle

Der besten UuUlLOoTM sollte d1ie Zukunit gehören das die Gesamt-
schule oder die 1ın Hauptschule, ealschule un Gymnasıum gegliederte
chule 1St, das ist N  — eit noch völlig en Die Forderung der „Gewerk-
scha Erziehung un Wissenschafit“: „Die Schulbauplanung ist 1m ın  el
auft die Einführung der Gesamtschule grundlegend andern. Bereıts VOI-

handene Baupläne MUSsSen ın diese AÄnderung einbezogen werden“, ist
weni1ger VOIN padagogischer Einsicht, dafür mehr VO  ® gesellschaits-
politischer Ideologie sozlalistischer Prägung bestimmt. EKın anderes ist dies:
W1Ssens  afitlich begleitende un auszuwertende Schulversuche der
Weiterentwicklung des bısherigen gegliederten Schulwesens WI1e auch mit
esamts  ulen S1nd notwendig. och zweierlel ist el erforderlich
Erstens: 1ın einem demokratischen Staat, der das Elternrecht als e1nNn rund-
recht anerkennt, mMUu. eine Selbstverständlichkeit Seln, daß einzelnen
durchgreifenden Schulversuchen das Einverständnis der betreffenden
Lehrer, Eltern un! Je nach Alter auch der Schüler eingeholt WwIrd. Eın
staatlıcher Dirıg1ismus, der ber den Selitenweg der Verwaltung das Eltern-
recht umgeht, ıst e1nNnes demokratischen Rechtsstaates unwürdig, er 1S%

gesetzwldrig. Eın welteres ist TUr Schulversuche ordern soll
überzeugend erwlesen werden, ob das gegliederte Schulwesen oder die
Gesamts  ule mehr für Bıldung un!' Ausbildung uNnseTrer Jugend eisten

mMmussen diese Versuche untier entsprechend gleichen So-
nellen, räumlichen un! finanziellen ehr- un Lernmitte. Bedingungen
durchgeführt werden.

Taue der Magie der Zahnl un der Magie des Begri{fs! ehr Abı-
turıenten un CUue Terminı 1n chulorganısatıion, Pädagogik un Didaktik
bedeuten nicht schon automatisch die tatsächliıche nhebung des ildungs-
Nıveaus. Es g1ibt icht NUur Inflationen in der Wirtschafit, g1bt S1e auch
1M Bereich der Bildung Nominalwert un Realwert der Bildung beginnen
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bereits divergleren. Es ist der Zeıt, diese Gefahr signalısıeren.
Eın anderes ist 1eS:! gilt immer wleder e  < edenken, w1e können
WI1r jedem jungen Menschen einem ehr Bildung un Berufsreife
verhelien 1bt hierzu bessere Wege als S1e bisher 1ın unseTrell Schulen
beschritten wurden? Diıiese rage annn nNn].e eın für allemal beantwortet
Senıin.

erhängni1svoll wüuürde siıch auswirken, WenNn die Lehrerausbildung 1m
Ha!  1C. auf eine anzustrebende Gesamtschule, die (um es nochmals
sagen) ZUTFC e1t erst. 1mM Anfang ihres Erprobungsstadiums steht un ihre
Bildungsmächtigkeit darum och icht erwelısen onnte, nivelliert würde.
Der Leidtragende einer Nivellierun der Lehrerausbildung 1st letztlich
1MMer der Schüler. Das aktısche ezept: scha{ift erst einmal den Einheıits-
lehrer, dann stellt sıch die Einheitsschule schon VOTN selber e1n, ware VOo

pädagogischen Standpunkt aus geradezu unverantwortlich. Insbesondere
g1ilt der Lehrer der gymnaslalen Oberstufe, also der künftigen ekundar-
stufe DE bedarf einer Ausbildung, die ihn dazu efähigt, den en W1SsSeN-
chaftlichen An{forderungen dieser uIie voll entsprechen. Eın anderes
1st dies: jedem Lehrer, gleich IUr welches Lehramt sich qualifiziert hat,
muß die Chance gegeben werden, seın Lehramt durch zusätzlich eIi-

en Qualifikationen erwelıtern.

SCHLUSS
Unsere eıit ist 1mM ergle1i früheren Epochen un einer rasantien Ent-

wıcklun Das en WI1r ZAHE Kenntnis nehmen. 'Der hüten WITLr
Lehrer un!' Erzieher uns und ich Ssasge 1eSs besonders den f{Uür den

Bildungsberei Verantworiung tragenden Politikern hüten WIr unS,
uns ın einen Strudel überstürzter Entscheidungen hineinreißen lassen.
Im Dienst der Bildung unserer Jugend g11t, W as immer gegolten hat
un ohl auch künftig Geltung ehalten wird: das esetz organischen
Wa  STuUumMS
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